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„Bildung als Bürgerrecht“ – Der Wolfsburger Schülerstreik vom April 1970 
 
„Eines der tragenden Fundamente jedes modernen Staates“, so der Religionsphilo-
soph und Pädagoge Georg Picht in einer bundesweit aufsehenerregenden Artikelse-
rie im Jahr 1964, „ist sein Bildungswesen.“ In insgesamt vier Beiträgen für die Zeit-
schrift Christ und Welt, eine damalige Beilage der Zeit, formulierte er nichts weniger 
als eine ebenso vehemente wie fundierte Warnung vor der „deutschen Bildungska-
tastrophe“. Die Zustände an den deutschen Universitäten seien alarmierend, das 
bundesdeutsche Schulwesen schneide im europaweit durchgeführten Vergleich mi-
serabel ab, stehe „neben Jugoslawien, Irland und Portugal […] am untersten Ende“. 
Für die nahe Zukunft malte er ein Bild in düstersten Farben: „In wenigen Jahren wird 
man, wenn nichts geschieht, die schulpflichtigen Kinder wieder nach Hause schicken 
müssen, weil es für sie weder Lehrer noch Klassenräume gibt. Es steht uns ein Bil-
dungsnotstand bevor, den sich nur wenige vorstellen können.“ (Georg Picht, „Die 
deutsche Bildungskatastrophe“, in: Christ und Welt, vom 31. Januar 1964) 
 
Wie recht er damit hatte – Picht stand mit seinen mahnenden Worten übrigens nicht 
allein –, zeigt sich in einer Episode der Wolfsburger Stadtgeschichte, die letztlich ein 
Resultat des geschilderten Notstandsszenarios veranschaulicht: Am 15. April 1970 
ging im Schul- und Kulturamt der Stadt ein mit „Resolution“ betiteltes Papier des 
selbsternannten Arbeitskreises „Numerus clausus“ des Ratsgymnasiums ein. In die-
sem Schreiben, unsere Archivalie des Monats, informierten die oberen Jahrgänge 
des Rats- und des Theodor-Heuss-Gymnasiums sowie Schülerinnen und Schüler der 
Gymnasien in Westhagen und Kreuzheide darüber, dass sie am Montag, den 13. 
April 1970 in einen einwöchigen Warnstreik getreten sind. Sie beklagten sich über 
die „unzumutbaren Unterrichtsverhältnisse“ am Ratsgymnasium: „Von 1.055 Pflicht-
stunden können nur 669 von voll ausgebildeten Lehrkräften erteilt werden.“ Diese 
Form der Beschulung wurde auch von den Schülerinnen und Schülern der weiteren 
Wolfsburger Gymnasiasten und Gymnasiastinnen als inakzeptabel empfunden. Sie 
erklärten sich solidarisch und traten ebenfalls zeitweise in den Ausstand. Die Protes-
tierenden prangerten gar eine bundesweite Misere an: Die Zustände am Ratsgymna-
sium dürften, wie es in der Resolution heißt, „nicht isoliert betrachtet werden, sondern 
nur im Rahmen der gesamten Bildungssituation in der BRD. Der Lehrermangel ist 
nur ein Symptom einer verfehlten Bildungspolitik der letzten 20 Jahre, die sich weiter 
im Numerus Klausus, schlecht ausgebildeten Lehrkräften, unzureichenden Lehrmit-
teln u.a. äußert.“ 
 
Es verwundert nicht, dass die Kritik der Schülerschaft, die im Schulalltag erfahren 
musste, wovor Georg Picht nur wenige Jahre zuvor gewarnt hatte, auch von anderer 
Seite Zuspruch fand. Auch der Elternrat des Ratsgymnasiums stand den Verfassern 
des Schreibens zufolge hinter dem Warnstreik. Schon am zweiten Streiktag hatten 
sich an den Informationsständen der Streikenden in der Porschestraße rund 2.500 
Wolfsburger Bürgerinnen und Bürger durch ihre Unterschrift mit diesen solidarisch 
erklärt. Und wie der lokalen Presseberichterstattung über die Streikwoche zu ent-



nehmen ist, stand selbst ein größerer Teil der Lehrenden auf Seiten der Streikenden, 
wenngleich diese die Dauer des Ausstands bemängelten. 
 
Doch warum griffen die Schülerinnen und Schüler überhaupt zu diesem im Schul-
recht eigentlich nicht vorgesehenen Mittel des Protests? Aus ihrem Schreiben geht 
hervor, dass ein offener Brief an das Kultusministerium, in dem eine Zusage zur Ver-
besserung der Lage eingefordert wurde, nur die folgende, „unbefriedigende“ Antwort 
erhielt, die in der Resolution in Auszügen wiedergegeben ist: „Die Schulaufsichtsbe-
hörde wird sich auch weiterhin bemühen, den Schulen in Wolfsburg Lehrkräfte zuzu-
weisen und sie bei der Einstellung von Hilfskräften zu unterstützen.“ Der damalige 
Kulturminister Richard Langeheine (CDU) hatte darüber hinaus auch seinen Zweifel 
zum Ausdruck gebracht, ob denn der Streik das richtige Mittel zum Zweck sei und 
räsoniert, ob nicht auch die Schulträger vor Ort die Stadt durch bezahlbare Mietwoh-
nungen für Lehrer attraktiver gestalten könnten. Damit verlagerte er einen Teil der 
Verantwortung auf die Stadt Wolfsburg. Darauf konnte die Schülerschaft nach eige-
nem Bekunden nur in Form des bereits angekündigten Warnstreiks reagieren. Und 
dieser Streik sollte sogleich noch ganz andere Wellen schlagen… 
 
Denn offenbar ließ Oberschulrat Danzmann, wie aus der Archivalie hervorgeht, die 
Streikenden wissen, „dass das Streiken als unentschuldigtes Fernbleiben vom Unter-
richt g[e]wertet wird und daß gegen jeden einzelnen Disziplinarstrafen verhängt wer-
den“. Natürlich wollte er diese Aussagen später nicht als Druckmittel, sondern als 
„Rechtsauskunft“ verstanden wissen, wie den Wolfsburger Nachrichten zu entneh-
men ist („Gymnasiasten nicht unter Druck gesetzt“, in: Wolfsburger Nachrichten, vom 
16. April 1970, S. 24). Dies wollte nur einen Tag später wiederum Gerald Kulms, 1. 
Vorsitzender der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft so nicht akzeptieren, 
sodass sich aus dem Schülerstreik ein Streit auf ganz anderer Ebene entwickelte: 
„Eine jahrelang verfehlte und konzeptionslose CDU-Bildungspolitik läßt sich durch 
disziplinarische Einschüchterungsversuche nicht vertuschen, sondern gebietet politi-
sche Konsequenz seitens der Verantwortlichen.“ („Eltern und Lehrer sollten mit auf 
die Straße gehen“, in: Wolfsburger Nachrichten, vom 17. April 1970, S. 28.) Ähnliche 
Töne schlugen die Gymnasiastinnen und Gymnasiasten in unserer Archivalie des 
Monats an. Denn die Wolfsburger Streikenden mahnten abschließend, dass „ein 
schlechtes Bildungssystem […] dem gesellschaftlichen Fortschritt und damit allen 
[schade]“. Damit knüpften sie fast nahtlos an das an, was der Tübinger Soziologe 
Ralf Dahrendorf bereits fünf Jahre zuvor in seiner programmatischen Schrift vehe-
ment gefordert hatte: „Bildung als Bürgerrecht“. Wann sich die Situation vor Ort im 
Jahrzehnt der bundesdeutschen Bildungsexpansion zum Guten veränderte, müssen 
weitere Nachforschungen klären. 
 
Heutzutage ist der Gedanke, dass der Streik ein demokratisches Grundrecht sei, weit 
verbreitet. Die Wolfsburger Gymnasiastinnen und Gymnasiasten des Ratsgymnasi-
ums sowie die „Sympathiestreikenden“ der weiteren Gymnasien vor Ort haben diese 
Grundüberzeugung bereits 1970 gelebt und in jenen Tagen in der Stadt eine Welle 
der Sympathie und gelebten Gemeinsinn erfahren. 
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